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116. Deutscher Ärztetag

Deutscher Ärztetag bringt neue 
Weiterbildungsordnung auf den Weg
Die Delegierten des diesjährigen 
Ärztetags in Hannover haben eine 
stärkere finanzielle Förderung 
ambulanter Weiterbildungsabschnitte
gefordert. Die nächste bundesweite 
Evaluation der Weiterbildung soll 2015
stattfinden.

von Bülent Erdogan-Griese

Die (Muster-)Weiterbildungsordnung
(MWBO) der Bundesärztekam-
mer soll möglichst schon im kom-

menden Jahr auf dem 117. Deutschen Ärz-
tetag in Düsseldorf novelliert werden.
Darauf haben sich die 250 Delegierten des
116. Deutschen Ärztetags Ende Mai in
Hannover verständigt. 

Zielsetzung einer novellierten MWBO
sei eine inhaltliche Struktur, die statt auf
die bisherige, von vielen als zu klein-
teilig empfundene Aufzählung von Leis -
tungszahlen und Weiterbildungsabschnit-
ten künftig auf Kompetenzblöcke und 
-ebenen aufbaue, wie Dr. Franz-Joseph
Bartmann bei der Vorstellung eines Zwi-
schenberichts sagte. „Die Spiegelstrich-
Aufzählungen waren teilweise zu diffe-
renziert und in der Kürze der Weiterbil-
dungszeit kaum zu leisten“, sagte der Vor-
sitzende der Weiterbildungsgremien der
Bundesärztekammer und Präsident der
Landesärztekammer Schleswig-Holstein.
Die grundsätzliche Struktur der bisheri-
gen Gebiets-, Facharzt- und Zusatzbe-
zeichnungen soll nicht verändert werden.

Mit der angestrebten Reform möchte die
Bundesärztekammer den sich verändern-
den Rahmenbedingungen in der Versor-
gung, der Verlagerung stationärer Leistun-
gen in die ambulante Versorgung, dem me-
dizinisch-technischen Fortschritt und den
Forderungen der in Weiterbildung befind-
lichen Ärztinnen und Ärzten sowie der
Weiterbildenden Rechnung tragen. So sol-
len inhaltliche Überfrachtungen der Wei-
terbildung künftig ebenso vermieden wer-
den wie überhöhte Richtzahlen.

Die jeweiligen Kompetenzblöcke (all-
gemein wie gebietsbezogen) sollen sich
dabei in vier Ebenen aufgliedern:

1. Das bereits im Studium erworbene
Grundlagenwissen. (Mit der Approba-
tion wird dieses Wissen vorausgesetzt) 

2. Eingehende Kenntnisse über die Präven-
tion, Früherkennung, Symptomatologie,
Diagnostik, Differenzialdiagnostik, kon-
servative und operative Therapie, Nach-
sorge und Rehabilitation der wesentli-
chen Krankheitsbilder beziehungsweise
Handlungsfelder des Kompetenzblocks

3. Erfahrungen über medizinische Metho-
den und Maßnahmen und die Fähigkeit,
diese bei den wesentlichen Krankheits-
bildern/Handlungsfeldern des jeweili-
gen Kompetenzblocks anzuwenden

4. Die über die erworbenen Kenntnisse, Er-
fahrungen und Fähigkeiten hinausge-
henden, selbstständig und routinemäßig
angewendeten Fertigkeiten in Bezug auf
konservative und operative Untersu-
chungs- und Behandlungsverfahren der
wesentlichen Krankheitsbilder/Hand-
lungsfelder des Kompetenzblocks. 
Die Zulassung zur Weiterbildungsprü-

fung soll nach der Reformskizze auch
künftig erst nach Absolvierung aller An-
forderungen in allen festgelegten Kompe-
tenzblöcken erfolgen. 

In einem Beschluss forderten die Dele-
gierten die Ärztekammern und Weiterbil-
der auf, „Regelungen zu schaffen, die eine
strukturierte Weiterbildung auch im Rah-
men von Teilzeittätigkeiten und im Ver-
lauf von Schwangerschaften sicherstel-
len“. So sollten die Kammern die Vergabe
von Befugnissen an Curricula knüpfen,
„die eine Weiterbildung in Teilzeittätig-
keit berücksichtigen“.

Nach intensiver Diskussion einigte sich
der 116. Deutsche Ärztetag auch auf eine

Stärkung der ambulanten Weitebildung
und eine engere Verzahnung von Abschnit-
ten in der ambulanten und stationären Ver-
sorgung.  Kompetenzen, die nur in der am-
bulanten Versorgung vermittelbar sind, sol-
len künftig auch dort erworben werden,
heißt es in einem Beschluss, der von Ver-
tretern des Marburger Bundes, der Kassen-
ärztlichen Bundesvereinigung (KBV), des
Deutschen Hausärzteverbandes, des Be-
rufsverbandes Deutscher Internisten, des
Hartmannbundes und des NAV-Virchow-
Bundes erarbeitet worden war. 

Um dies im notwendigen Umfang zu
ermöglichen, müsse die Finanzierung
dauerhaft aus dem Gesundheitsfonds 
und entsprechend erhöhten Mitteln der
GKV erfolgen, stellten die Delegierten zu-
gleich einen Finanzierungsvorbehalt für
eine Änderung der MWBO in diesem
Punkt auf. Diese Gelder sollen auf Nach-
weis von den Kassenärztlichen Vereini-
gungen abgerufen werden. Bislang kön-
nen Praxisinhaber ihre Regelleistungs-
volumen um höchstens drei Prozent
 überschreiten, wenn sie in Weiterbildung
befindliche Ärztinnen oder Ärzte beschäf-
tigen. Damit ist eine Bezahlung junger
Ärzte auf  Klinikniveau aber nicht zu ge-
währleisten.

Auch künftig soll die Gesamtverant-
wortung für eine am Patientenwohl orien-
tierte, medizinisch hochstehende Weiter-
bildung bei den Ärztekammern liegen. In
dem Entschluss bekennt sich der Ärztetag
zudem zur Berufsfreiheit der nachwach-
senden Ärztegeneration: „Die Wahl der
Weiterbildungsstätte ist den Weiterzubil-
denden selbstverständlich auch im ambu-
lanten vertragsärztlichen Versorgungsbe-
reich freigestellt. Es muss sich allerdings
um weiterbildungsrechtlich zugelassene
Weiterbildungsstätten handeln.“

Eine von der Vertreterversammlung
der KBV am Vortag des 116. Deutschen
Ärztetags ins Spiel gebrachte Weiterbil-
dungspflicht in der Niederlassung lehnten
die Ärztetags-Delegierten ab. 

Die Delegierten in Hannover fassten
zudem den Beschluss, dass 2015 die dann
dritte bundesweite Evaluation der Weiter-
bildung stattfinden soll.

Stellte einen Zwischen-
bericht zur Reform der
Muster-Weiterbildungs-
ordnung vor: Dr. Franz-
Joseph Bartmann, 
Vorsitzender der 
Weiterbildungsgremien
der Bundesärztekammer
und Präsident der 
Ärztekammer 
Schleswig-Holstein.
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